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Jürgen Fridrich

„Schweinegrippe“-Impfung – haben die Vögel „Schwein gehabt?“

Es gibt schon viele Veröff entlichungen zu 
diesem Th ema. Bevor wir einige Aussagen 
zu speziell dieser Impfung machen, wol-
len wir uns grundsätzlichen Aspekten wid-
men. Wir sind überzeugt, daß nur auf dieser 
Grundlage der Sinn von Impfungen wirklich 
öff entlich und wissenschaftlich hinterfragt 
werden wird. Andernfalls werden wir end-
los mit neuen Impfungen konfrontiert, es 
werden stets aufs Neue (dieselben) Kritiken 
geäußert werden, und dann folgt schon der 
nächste Impfstoff  und dasselbe Spiel wieder-
holt sich zum x-ten Male.

Auf der 1. Nationalen Impfkonferenz An-
fang März 2009 in Mainz wurden noch die 
Informationen zu den Vogelgrippe-Impf-
stoff en weitergereicht, unter anderem mit 
dem „neuen Adjuvans“ ASO3, das weni-
ger Antigen („Erreger“) erforderlich macht 
und starke Immunantworten (Antikörper-
reaktionen) erzeugt. Bei der Impfung gegen 
die „Schweinegrippe“ wurde praktisch der 
„Erreger“ H5N1 des Vogelgrippeimpfstoff s 
durch H1N1 ersetzt.

Wir können natürlich nicht in die Zukunft 
schauen, aber auch die Wissenschaft hat 
aus der Vergangenheit zu lernen; so, wie es 
schon die kleinen Kinder tun, und wozu uns 
auch Menschenrechte und Grundgesetz ver-
pfl ichten.

Vor wenigen Tagen nahm ich an einem Ge-
sundheitstag in Rheinland-Pfalz teil, den 
die öff entlichen Gesundheitsbehörden or-
ganisierten. Ein Amtsarzt hielt einen Vor-
trag über das Impfen. Zur Schweinegrippe 
sagte er, daß in seiner Region diese Impfung 
auf dem bisherigen Kenntnisstand nicht an-
gewendet würde, da er bei so unklarer Nut-
zenlage und ungeklärten Risiken das nicht 
verantworten könnte; schon gar nicht für 

Schwangere, Ungeborene und Kleinkinder. 
Es ist erfreulich, daß ein Mensch im Öff entli-
chen Gesundheitsdienst sich während eines 
öff entlichen Vortrags so deutlich zu äußern 
wagt. Suchen wir das Gespräch mit solchen 
Menschen und mit den Ärzten allgemein. Es 
gibt viele, die für einen sachlichen Austausch 
off en sind. Und es ist hilfreich, wenn wir uns 
die Angst nicht nur da ansehen, wo den El-
tern vor Krankheiten Angst gemacht wird. 
Sondern auch die Angst wahrzunehmen, 
die Ärzte haben. Und besonders die Angst, 
die auf beiden Seiten besteht, nämlich allein 
mit seiner Entscheidung dazustehen, wäh-
rend fast alle anderen sich anders entschei-
den: allein etwas zu verantworten. Der Präsi-
dent des Paul-Ehrlich-Instituts (PEI), Prof. 
Löwer, schließt schwere Nebenwirkungen 
aus! Wie? Ganz einfach, indem er die Neben-
wirkungen der üblichen jährlichen Infl uen-
zagrippeimpfung auf Rötung, Schwellung 
und leichtes Fieber reduziert und der neuen 
H1N1-Impfung vielleicht etwas häufi ger sol-
che Folgen zugesteht. Jeder Mensch, beson-
ders auch die Chefs des PEI, sollten einmal 
einen Blick in die Fachinformationen die-
ser bisher gebräuchlichen Impfstoff e werfen. 
Dort können wir z. B. neurologische Erkran-
kungen wie Enzephalomyelitis (Entzündung 
von Gehirn und Rückenmark) und Guillain-
Barre-Syndrom (u. a. aufsteigende Lähmun-
gen), fi nden (z. B. beim Impfstoff  infl uvac 
von Solvay und Infl exal von Baxter).

Wenn wir nicht aus der Vergangenheit ler-
nen, werden wir immer wieder von densel-
ben falschen Annahmen ausgehen, und end-
los weitere Impfstoff e entwickeln, in dem 
irrtümlichen Glauben, daß die bisherigen 
Impfungen nützlich (darauf gehen wir gleich 
noch ein) und sicher waren und sind. Aus 
der Vergangenheit lernen, bedeutet aber, be-
sonders die Veröff entlichungen in den Vor-

dergrund zu stellen, die in den Zeitschriften 
der Gesundheitsbehörden selbst erschienen 
sind. Im Bundesgesundheitsblatt (Heraus-
geber sind u. a. PEI und RKI – Robert Koch-
Institut) 12/2004 lesen wir, daß das vorhan-
dene Meldesystem für Gesundheitsstörun-
gen nach Impfungen grundsätzlich nicht in 
der Lage ist, Häufi gkeitsaussagen über Impf-
komplikationen zu treff en – und die Melde-
daten also nicht die Frage beantworten kön-
nen, ob Impfungen oder bestimmte Impf-
stoff e sicher sind (Keller-Stanislawski u. a., 
Verdachtsfälle von Impfkomplikationen, S. 
1151-64). Die Autoren, alle vom PEI und RKI 
(!), stellen auch fest, daß die Meldepfl icht (!) 
nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSG) von 
den Ärzten nur schlecht erfüllt wird. Ob-
wohl bekannt ist, daß systematische Schu-
lung die Melderaten verzehnfachen könnte, 
haben weder PEI noch RKI, beide dem Ge-
sundheitsministerium zugeordnet, bisher 
eine verpfl ichtende regelmäßige Fortbildung 
für Ärzte eingeführt.

Schon im April 2002 hatte Dittmann (da-
mals Mitglied der Ständigen Impfkommis-
sion STIKO) im Bundesgesundheitsblatt 
berichtet, daß große Lücken im weltweiten 
Wissen zu möglichen Impfschäden beste-
hen und z. B. zu 2/3 aller nach Impfungen im 
Kindesalter berichteten Folgen keine Unter-
suchungen vorliegen, die zeigen, ob die Imp-
fungen deren Ursache sind oder nicht (Ri-
siko des Impfens  , S. 316-22).

Wirklichkeit ist also, daß wir nicht wissen, ob 
Impfungen sicher sind, sondern das einfach 
glauben, hoff en und wünschen. Die WHO-
Kriterien zur Kausalitätsbewertung eines 
Verdachtsfalles einer Impfkomplikation, 
die in obigem Artikel des Bundesgesund-
heitsblattes 12/2004 beschrieben sind, füh-
ren so „gesetzmäßig“ dazu, Impfkomplika-
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tionen nicht feststellen zu können, weil man 
sich immer am vorhandenen Wissensstand 
orientiert, der aber, wie beschrieben, man-
gelhaft ist. „Weil etwas noch nicht berichtet 
wurde oder nicht plausibel erscheint“, kann 
es keine Impffolge sein. Allein schon die Be-
schreibung bestimmter Zeitfenster, inner-
halb derer eine Impffolge eingetreten sein 
muß, um eventuell als Schaden anerkannt 
zu werden, ist unwissenschaftlich. Zum ei-
nen, weil in diesem Zeitrahmen Folgen nur 
am häufigsten beschrieben wurden; was 
aber nicht bedeutet, daß sie außerhalb – also 
früher oder später – nicht aufgetreten sind 
und auftreten können. Und zweitens, weil 
man sich einfach am Zeitrahmen orientiert, 
bei der die entsprechende Krankheit, z. B. 
Masern, am häufigsten zu Komplikationen 
führt; und man sich nicht vorstellen kann, 
daß Impfungen, die ja auch Fremdstoffe ent-
halten, die bei Erkrankung nicht aufgenom-
men werden, andere und zu anderen Zeiten 
Folgen hervorrufen können. Als einfachstes 
Beispiel wird ignoriert, daß nach Impfungen 
ein Schock auftreten kann, was regelmäßig 
bei der entsprechenden Krankheit nicht der 
Fall ist. Wir wissen also, daß andere und zu 
anderen Zeiten Folgen auftreten können, als 
die von der Krankheit bekannten; und es ist 
daher nicht zulässig, etwa nur den Zeitraum 
in Betracht zu ziehen, in dem man die Erre-
ger im Blut nachweisen kann.

Wenn wir das Risiko schon der bisher ein-
gesetzten Impfungen aber nicht kennen 
und das sogar eingestehen, woher wissen 
wir dann, was neue bringen werden? Dann 
ist auch keine Abschätzung möglich, ob die 
möglichen Risiken einer Krankheit oder die 
der entsprechenden Impfung größer sind; 
und somit ist es rein rechnerisch nicht mög-
lich, zu einer positiven Risiko-Nutzen-Be-
wertung von Impfungen zu kommen, was 
Voraussetzung für Zulassung und Impfemp-
fehlung ist. Diese immer wieder versuchte 
Abwägung hat einen weiteren, wesentlichen 
Nachteil. Sie stellt nämlich die Eltern, vor al-
lem Mütter in einen Entscheidungskreis der 
Angst: Welche Angst ist größer? Unser An-
liegen ist es, den Eltern und den Ärzten ei-
nen Ausweg zu eröffnen, der ohne Angst 
gangbar ist.

Ohne gegebenen Nutzen macht keine 
Impfung Sinn. Eine Diskussion darüber, 
ob mögliche Krankheits- oder Impffol-
gen schlimmer sein können, erübrigt 
sich dann! Dazu müssen wir nur bereit sein, 
aus der Vergangenheit zu lernen. Im August 

2001 stand im Bundesgesundheitsblatt, das 
die Gesundheitsbehörden selbst herausge-
ben: „Medizinische Dienste und medizi-
nische Forschung sind fehlgeleitet, was für 
das Gesundheitswesen ausgegeben wird, 
stellt eine entsprechende Fehlinvestition 
dar, weil wir von falschen Annahmen über 
die Grundlage menschlicher Gesundheit 
ausgehen“. In dem Artikel „Was ist New Pu-
blic Health?“ (S. 753-62) ging Rosenbrock 
besonders auf die Erkenntnisse des eng-
lischen Professors für Sozialmedizin, Mc
Keown, ein (Die Bedeutung der Medizin, 
Suhrkamp 1982). Dieser hatte festgestellt, 
daß wir die Bedeutung der Medizin für die 
Gesundheit stark überschätzen. Er zeigte 
auf, daß der Rückzug der Krankheiten, auch 
der, gegen die wir impfen, andere Gründe als 
den Einsatz von Medikamenten und Imp-
fungen hatte: u. a. waren soziale, hygienische 
und technische Veränderungen und Ver-
besserungen der Ernährungssituation dafür 
verantwortlich (Original: The Role of Medi-
cine, 1979).

Diesen Ausführungen wurde im Bundesge-
sundheitsblatt bis heute nicht widerspro-
chen. Jeder, der die Meldedaten des Statisti-
schen Bundesamtes für Deutschland analy-
siert, auch die vergangenen 30 Jahre „nach 
McKeown“, sieht dessen Beschreibungen 
bestätigt (www.libertas-sanitas.de u. a.). Als 
weitere Gründe für den irrtümlichen Glau-
ben an den Segen der Impfungen finden wir 
u. a. neue Krankheitsdefinitionen, Entdec-
kung anderer Erreger, veränderte Diagno-
stik, Unkenntnis über die Grundlagen der 
Statistik, mangelnde Logik und fehlende 
Objektivität.

Auch die Rolle der WHO ist hier zu beleuch-
ten, da deren Pandemie-Definition Krisen-
aktivitäten auslöst. Bis heute impft diese 
WHO in den „ärmeren Ländern“ gegen Tbc, 
obwohl sie selbst schon vor 30 Jahren fest-
stellte, daß geimpfte Kinder häufiger er-
krankt waren, als nicht geimpfte, und zu-
sätzlich nicht selten schwere Impfkomplika-
tionen auftraten. Auch bei ihrem derzeitigen 
weltweiten Masernausrottungsprogramm 
ignoriert die WHO die Fachliteratur der ver-
gangenen Jahrzehnte, die beweist, daß selbst 
höchste Impfraten „Masernausbrüche“ nicht 
verhindert haben. Es ist daher völlig unange-
bracht, daß die Regierungen fast aller Län-
der einfach den Aufforderungen der WHO 
unwidersprochen folgen.
Welchen Umfang Manipulation und Geld-
zwänge einnehmen, läßt sich nur ahnen. 

Klar ist jedoch, daß bis zur „Wende“ im ehe-
maligen „Osten“ mindestens genauso viel 
geimpft wurde, obwohl die Impfstoffe von 
Staatsbetrieben hergestellt wurden und auch 
die Ärzte nicht von hohen Impfzahlen pro-
fitierten. Offensichtlich tun sich die Fach-
leute in Deutschland schwer, mögliche In-
teressenskonflikte offen anzugeben, wäh-
rend das international schon lange üblich ist. 
Das läßt dann Tür und Tor für Spekulatio-
nen offen. Der scheinbare weltweite Wachs-
tumszwang, bedingt durch den „Automatis-
mus“ der Zinseszinswirkung beim Geld, die 
Begrenztheit des Bodens, des Wassers und 
der Bodenschätze, ist eine wesentliche An-
triebskraft, die eine gewisse Rücksichtslosig-
keit fördert und deren wir uns bewußt sein 
müssen. Doch auch hier können beginnende 
Einsicht („die Bäume wachsen nicht in den 
Himmel“) bei einer zunehmenden Zahl von 
Menschen Veränderungen anstoßen; die ak-
tuelle Finanzkrise weckt vielleicht manchen 
auf, darüber nachzudenken. In der „etablier-
ten“ Medizin wird etwa bis heute nicht (be-
wußt) wahrgenommen, daß seit 1995 klar 
ist, daß Pasteur, auf den man sich beruft, 
Wissenschaftsbetrug begonnen hatte (The 
private Science of Louis Pasteur, Geisson, 
Princeton University Press 1995). 

Bekannt ist, daß Impfungen auch deshalb 
„schützen“, weil Ärzte bei Geimpften davon 
ausgehen, daß diese nicht von der entspre-
chenden Krankheit betroffen sein können. 
Sie stellen eine andere Diagnose. Und die Be-
hörden erfahren so gar nichts vom Versagen 
der Impfungen, die sie empfehlen (Pertus-
sis: Management eines Ausbruchs an einer 
Grundschule, RKI, Epidemiologisches Bul-
letin 6/2005, S. 43-46). Die Autoren von „Der 
Schein der Weisen“ (Beck-Bornholdt/
Dubben, Hoffmann und Campe 2002) be-
schreiben die Grenzen von Studien in dem 
Kapitel „Die Lebenslüge der medizinischen 
Forschung“ sehr plastisch: Wer in einem 
Fischteich angelt und nichts fängt, hat nicht 
bewiesen, daß in dem Teich keine Fische sind.

Nun noch einige Anmerkungen zum 
Impfstoff gegen Schweinegrippe: 
Warum wird die übliche jährliche Influen-
zagrippeimpfung als sinnvoll angesehen? 
Warum wird empfohlen, sie noch vorher zu 
nutzen, bevor der „Pandemie-Impfstoff“ ge-
gen die Schweinegrippe zur Verfügung steht? 
Haben insbesondere RKI und PEI schon ver-
gessen, was in Ausgabe 17/2003 und 12/2005 
des Epidemiologischen Bulletins des RKI be-
richtet wurde: „die Impfung schützte weder 
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vor der Erkrankung, noch vor einem schwe-
ren Verlauf (Tod)?“ Aber auch damals wurde 
als Maßnahme vorgesehen, die Impfanstren-
gungen auszuweiten – glauben immer noch 
alle, daß eine nutzlose Impfung dadurch 
sinnvoll wird, daß wir mehr impfen? 
– Die Bundesregierung und die entspre-
chenden Behörden müssen erklären, warum 
sie für Deutschland einen Impfstoff  wählen, 
der ein unbekanntes Risiko beinhaltet. Ein so 
genannter Wirkverstärker (Adjuvans AS03) 
wurde bisher noch in keinem handelsübli-
chen Impfstoff  angewandt. Warum setzte 
man nicht auf den, der in USA eingesetzt 
wird, der auf dem üblichen jährlichen Infl u-
enzaimpfstoff  basiert? Die vom PEI angege-
benen Gründe sind dadurch nicht schlüssig, 
weil die USA genau das tut, was für Europa 
angeblich schwierig sei. Warum machen wir 
einen Großversuch mit ungewissem Aus-
gang?
– Die Aussagen, daß der Impfstoff , der ja 
auch für Schwangere eingesetzt werden 
soll (weil sie durch die Grippe besonders 
gefährdet seien), weder embryo- noch 
fetotoxisch sei, basieren ausschließlich 
auf Tierversuchen. Seit Contergan ist ja 
bekannt, daß diese Tierversuche nicht auf 
den Menschen übertragbar sind; sie werden 
aber nach wie vor, nicht nur für Impfungen, 
sondern auch für die Zulassung von Medi-
kamenten gefordert. Befällt uns kein ungu-
tes Gefühl?
– Es gibt keine Beweise für einen Nutzen der 
Impfung, was einen Schutz vor der Krank-
heit angeht. Sondern es wurden Antikör-
perstudien durchgeführt. Prof. Heininger 
(stellvertretender Vorsitzender der STIKO) 
schreibt, daß es keinen Sinn macht, nach 
einer Impfung die Antikörper zu bestim-
men, da diese keine sichere Aussage über ei-
nen Schutz vor der Erkrankung ermöglichen 
(Kinderimpfung, Irisiana 2004). 
– Schon die vorhandenen Sicherheitserfas-
sungssysteme sind, wie oben beschrieben, 
mangelhaft. Wie soll eine Überprüfung dann 
bei einer Massenimpfung erfolgen? Ist es 
nicht endlich notwendig, die Kontrolle nach 
Markteinführung von anderer Seite durch-
führen zu lassen als von den Zulassungs-
stellen? Erinnert sei etwa an den FSME-
(Zecken)-Impfstoff  Ticovac, der nach nur 14 
Monate Anwendung wegen häufi ger Kom-
plikationen vom Markt genommen wurde. 
Auch dieser unterschied sich nur wenig von 
seinem Vorgänger.
– Da (aus Kostengründen) der Öff entliche 
Gesundheitsdienst zur Durchführung der 
Massenimpfung eingebunden wird, stellt 

sich die Frage, wie vor der Impfung eine Un-
tersuchung und eine Berücksichtigung des 
individuellen Patienten erfolgen soll, des-
sen Krankengeschichte ja einzeln erhoben 
werden müßte. Hier ist eine Impfung beim 
Kinder-, Frauen- und Allgemeinarzt eher 
im Vorteil, weil dort ein erheblicher Teil der 
Impfl inge und ihre Krankengeschichte be-
kannt ist. 
– Wie wird das Risiko von Th iomersal 
(Quecksilberverbindung) eingeschätzt und 
kommuniziert? Dieses wird seit ca. 10 Jah-
ren in Säuglings- und Kinderimpfungen ver-
mieden, weil erstmals im Jahr 2000 (nach 
fast 70 Jahren Anwendung!) eine Untersu-
chung veröff entlicht wurde, bei der beson-
ders bei Frühgeborenen erhebliche Men-
gen dieses toxischen Stoff es nachgewiesen 
wurden. Wer verantwortet jetzt den Einsatz, 
wenn dann auch Ungeborene diesem Risiko 
ausgesetzt werden?
– Die geänderte Defi nition der WHO für 
eine Pandemie erfordert keine bedrohliche 
Infektion mehr, sondern nur noch eine ge-
wisse Ausbreitung. Damit wird Pandemie 
zum Alltag, man muß nur genügend Tests 
durchführen, dann fi nden wir immer wieder 
Erreger in ausreichender Zahl.

Wenn Sie weitere sachliche Informationen 
suchen, dann lesen Sie unsere Rundbriefe 
oder den Schriftverkehr mit Politikern und 
Behörden (www.libertas-sanitas.de) oder 
z. B. aktuell die Ausgabe 9/09 des arznei-te-
legramms – rein schulmedizinisch, aber kri-
tisch-wissenschaftlich, weil anzeigenfrei.

Liebe Leserinnen und Leser,
wenn wir vor einer Impfung nicht vollständig 
über jedes einer Impfung anhaftende Risiko 
informiert werden, so stellt diese eine Kör-
perverletzung dar, die als Straftat zu ahnden 
ist. Das derzeitige Informationsverhalten des 
Gesundheitsministeriums und seiner Insti-
tute PEI und RKI ist aus unserer Sicht nicht 
mit unserer Verfassung vereinbar! Unser 
Recht auf körperliche Unversehrtheit (Arti-
kel 2 Grundgesetz – GG) wird so missachtet. 
Im Grundgesetz Artikel 5 steht, daß wir ein 
Recht haben, uns uneingeschränkt aus allge-
mein zugänglichen Quellen zu unterrichten. 
Das gilt auch für Impfungen. 

Bald sind wieder Wahlen. Treff en Sie Ihre 
Wahl, und stellen Sie die Politiker auch da-
nach vor die Inhalte der Menschenrechte, 
die sich in unserem Grundgesetz wieder fi n-
den; in Bayern verweisen Sie auch auf Artikel 
111a der dortigen Verfassung. Fordern Sie 

das Recht auf uneingeschränkte Informa-
tion durch allgemein zugängliche Quellen 
auch zum Impfen ein. In einer wirklich ge-
lebten Demokratie ist ein Verein wie Liber-
tas & Sanitas e.V. nicht erforderlich. Weil da 
Regierung, Behörden und Wissenschaft ih-
rem Auftrag entsprechen, die Bürger so zu 
informieren, daß sie auch zum Impfen eine 
freie, informierte Entscheidung treff en kön-
nen. Daran erinnern Sie bitte auch die Me-
dien, seien es Zeitung, Funk und Fernsehen. 
Diese haben sich im Pressekodex dazu ver-
pfl ichtet. Menschenrechte, Grundgesetz 
und Pressekodex entstanden, weil wir aus 
der Vergangenheit lernen wollten.

Wir bei Libertas & Sanitas e.V. können uns 
noch so intensiv für solche Belange ein-
setzen, aber eine Veränderung zur Freiheit 
hin, auch für eine freie Impfentscheidung, 
braucht den Einsatz von mehr Bürgern. Tra-
gen Sie ihren Teil dazu bei! Für alle Kinder 
dieser Welt. Nutzen Sie ihre Verbindungen 
oder die Ihrer Bekannten, Freunde, Kollegen. 
Wenn die Politiker uns als Wähler wahrneh-
men und die Medien uns als Kunden entdek-
ken, dann werden sie sich anstrengen, um 
uns nicht zu verlieren. Selbst in Bayern ist 
die Zeit sicherer Alleinherrschaft auf allen 
politischen Ebenen vorbei.

Bedenken Sie, daß auch das mittelalterli-
che Dogma der Erde als Scheibe und Mittel-
punkt unserer Welt überwunden wurde. So 
kann es auch beim Impfen geschehen. Wenn 
die demokratische Grundordnung gefährdet 
wird, hat jeder Bürger ein Recht auf Wider-
stand gegen jeden, der es unternimmt, diese 
Ordnung zu beseitigen, wenn andere Abhilfe 
nicht möglich ist (Art. 20 GG). Auch daran ha-
ben die Menschen vor ca. 60 Jahren gedacht.

Wir wünschen eine fruchtbare Zukunft, in 
dem Sinne, daß der Staat auch in Verantwor-
tung für die künftigen Generationen die na-
türlichen Lebensgrundlagen und die Tiere 
schützt, wie es Art. 20a GG vorgibt. Dann 
haben auch die Vögel Schwein gehabt.

Jürgen Fridrich
Lindenstraße 41
56290 Sevenich/Deutschland
Tel. (00 49) 0 67 62/85 56, Fax 0 67 62/96 06 48

Was würde passieren, wenn …?
Stellen Sie sich vor, es ist Massenimpfak-
tion gegen die „Schweinegrippe“ und …
… keiner geht hin!
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Ungewöhnliches, für uns erfreulich, wurde 
vom Robert Koch-Institut (RKI) in dessen 
Epidemiologischen Bulletin (EB) 32/2009 
vom 10. August 2009 veröffentlicht: Imp-
fung gegen HPV – Aktuelle Bewertung der 
STIKO. Die Ständige Impfkommission war 
vom Gemeinsamen Bundesausschuss (G-
BA), der die Pflichtleistungen der gesetz-
lichen Krankenkassen (GKV) festlegt, um 
eine erneute Bewertung der HPV-Impfung 
gebeten worden. Das passiert nicht alltäg-
lich, daß das Expertengremium für Impf-
empfehlungen nach vergleichsweise kurzer 
Zeit einen solchen Auftrag erhält, Im März 
2007 (EB 12/2007) hatte die STIKO die Emp-
fehlung der Impfung gegen HPV (humane 
Papillomaviren) für Mädchen von 12 bis 17 
Jahren empfohlen und dies ausführlich be-
gründet; üblicherweise erfolgen die Impf-
empfehlungen jährlich im Juli. Die damali-
gen Ausführungen endeten mit dem Satz, 
die STIKO wird neue Erkenntnisse verfol-
gen und – soweit diese neue Bewertungen 
ermöglichen – die Impfempfehlung entspre-
chend anpassen. Sie dachte dabei aber eher 
an eine Erweiterung, als an eine Einschrän-
kung der Empfehlung.

Der erste HPV-Impfstoff Gardasil wurde von 
der EMEA (europäische Behörde) im Sep-
tember 2006, ein zweiter (Cervarix) im Juli 
2007 zugelassen. Der ganze Vorgang zeigt, 
wie sinnvoll es ist, stetig, sachlich und ziel-
gerichtet in der Aufklärung über die Tatsa-
chen zum Impfen zu arbeiten. Warum? Im 
Juli 2006 berichteten wir im Rundbrief 2 (Juli 
2006) über die „Aktion zur Überprüfung des 
Impfdogmas“. Mit ihr wandten wir uns auch 
an die politischen Ebenen. Von den Grünen 
wurden unsere Gedanken aufgegriffen und 
es gab am 12. November 2007 im Deutschen 
Bundestag ein Fachgespräch „Impfen – (k)
ein Thema für die Politik?“, an dem wir teil-
nahmen. Dort waren u. a. auch der G-BA mit 
seinem Vorsitzenden Dr. Hess vertreten. 
In der Diskussion zu verschiedenen Kurz-
beiträgen (z. B. über den Segen der Impfun-
gen und die Transparenz der STIKO) stell-
ten wir zum einen den behaupteten Nutzen 

der Impfungen grundsätzlich, sowie die be-
hauptete Transparenz der STIKO in Frage 
(Prof. Heininger ist wieder Mitglied und 
sogar stellvertretender Vorsitzender, obwohl 
schon im November 2005 seine Interessens-
konflikte ausführlich beschrieben worden 
waren: How Do Physicians Immunize Their 
Own Children? Wie impfen Ärzte ihre ei-
genen Kinder? Posfay-Barbe u. a., Pedia-
trics Vol. 116, S. 623-33). Außerdem zeig-
ten wir deutlich das mangelnde Wissen zur 
HPV-Impfung auf. Dort wiesen wir auch auf 
eine Veröffentlichung vom Juni 2006 hin, 
die zeigte, daß 70 % aller HPV-Infektionen 
und 100 % (!) aller Gewebeveränderungen 
(die als Krebsvorstufen angesehen werden) 
durch den regelmäßigen Gebrauch des Kon-
doms verhindert werden (Condom Use and 
the Risk of Genital Human Papillomavirus 
Infection in Young Woman; Kondomben-
utzung und das Risiko einer HPV-Infektion 
im Genitalbereich bei jungen Frauen, Wi-
ner u. a., New England Journal of Medicine 
2006,354, S. 2645-54). Das sollten alle Mäd-
chen und Frauen doch an erster Stelle erfah-
ren. Wir stellten auch die Frage, warum die 
STIKO darauf nicht hinweist, obwohl sie vor 
einer Impfempfehlung zu klären hat, wie an-
dere Maßnahmen zu bewerten sind.

Der G-BA-Vorsitzende Hess war ob dieser 
Informationen „sauer“ auf die STIKO und 
forderte künftig Wortprotokolle ihrer Sit-
zungen und wissenschaftlich nachvollzieh-
bare Begründungen für ihre Empfehlungen. 
Er stellte fest, daß der gegebene Vertrauens-
vorschuß in deren Arbeit nicht gerechtfertigt 
war – wir stellten dem G-BA weitere Infor-
mationen zur Verfügung. Da nun auch kriti-
sche Veröffentlichungen von Wissenschaft-
lern zur HPV-Impfung erfolgten, sah sich 
der G-BA gezwungen, von der STIKO eine 
neue Bewertung zu fordern. Unsere Veröf-
fentlichungen sind unter www.libertas-sani-
tas.de u. a. in den Rundbriefen Mai 2007, Fe-
bruar und Juli 2008 zu finden.

In Kürze werden wir eine ausführliche Stel-
lungnahme zur Neubewertung der HPV-

Impfung durch die STIKO veröffentlichen 
und uns damit auch an den G-BA wenden.

Es ist doch bemerkenswert, wenn die STIKO 
dort als Impfziel die Reduktion der Krank-
heitslast durch den Gebärmutterhalskrebs 
definiert, am Ende der Bewertung dann un-
ter „Offene Fragen“, die geklärt werden müs-
sen, aber auftaucht: Einfluß der Impfung auf 
die Reduktion der Krankheitslast an Gebär-
mutterhalskrebs! Als weitere offene Fragen 
sind jetzt deutlich mehrere der Punkte auf-
geführt, die wir in unseren Veröffentlichun-
gen beschrieben haben.

Dennoch sieht die STIKO keinen Grund, 
von ihrer Empfehlung abzuweichen.

Warten wir ab, wie der G-BA und andere auf 
unsere Stellungnahme reagieren werden.

Jürgen Fridrich
Lindenstraße 41
56290 Sevenich/Deutschland
Tel. (00 49) 0 67 62/85 56, Fax 0 67 62/96 06 48

HPV-Impfung gegen Gebärmutterhalskrebs – 
Neubewertung durch die STIKO

Jürgen Fridrich
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Vom 5. bis 7. März 2009 fand in Mainz die 
1. Nationale Impfkonferenz, die unter dem 
Motto „Impfschutz im Dialog – ein gemein-
sames Projekt“ stand, statt. Verantwortlich 
für die Durchführung war das Land Rhein-
land-Pfalz mit seiner Gesundheitsministerin 
Malu Dreyer, die Schirmherrschaft hatte 
Bundespräsident Horst Köhler über-
nommen.

In der Vorankündigung hieß es unter ande-
rem: „Die verschiedenen Ziel- und Interes-
sengruppen sollen zusammengeführt werden 
und eine Plattform zur Darstellung bekom-
men …, damit Eltern auf der Basis umfas-
sender Informationen entscheiden können.“ 
Malu Dreyer wollte ausdrücklich auch den 
Dialog mit kritischen Stimmen.

Wir (das sind Wolfgang Böhm und ich 
von Libertas & Sanitas) boten an, einen Vor-
trag zu halten, uns auf dem Podium der Dis-
kussion zu stellen, lieferten drei Abstract-
Beiträge für den Tagungsband und woll-
ten mit einem Informationsstand über un-
sere Arbeit zum Erreichen der Zielsetzung 
beitragen. Keinem dieser Vorschläge wurde 
entsprochen. Wir wendeten uns daher an die 
Ministerin, den Bundespräsidenten, den Mi-
nisterpräsidenten und den Landtagspräsi-
denten. Am Nachmittag vor der Veranstal-
tung wurden wir zu einem Gespräch mit 
Staatssekretär Habermann ins Ge-
sundheitsministerium eingeladen. Diesem 
und zwei seiner Mitarbeiter machten wir un-
sere Bedenken bezüglich der Beachtung des 
Grundgesetzes (hier: insbesondere Informa-
tionsfreiheit und körperliche Unversehrt-
heit) nochmals deutlich. Wir erhielten dar-
aufhin die Erlaubnis, an der Tagung teilzu-
nehmen; jedoch nicht, unsere Erkenntnisse 
in Form eines Vortrages oder mittels Infor-
mationsstandes vorzustellen. Es wurde uns 
lediglich zugestanden, über die Saalmikro-
fone Beiträge zu leisten.

Auszüge aus dem Schriftverkehr vor al-
lem mit dem Ministerium für Arbeit, Sozi-
ales, Gesundheit, Familie und Frauen Rhein-

land-Pfalz finden Sie auf unserer Internet-
seite www.libertas-sanitas.de. Dort ist eben-
falls der Vortrag von Jürgen Fridrich, der 
nicht während der Konferenz gehalten wer-
den durfte, eingestellt. Wir bitten Sie, die-
sen Vortrag an alle Verantwortlichen in Be-
hörden, Politik, Medien weiterzuleiten und 
diese zur Stellungnahme aufzufordern. Bitte 
senden Sie uns Ihre Schreiben und die Reak-
tionen zu. Ca. 30 Vorträge standen auf dem 
Programm, wobei vorab nur der Beitrag von 
Schmidt-Troschke als Vertreter der An-
throposophischen Medizin als „kritisch“ ein-
zuschätzen war. Außerdem gab es eine Podi-
umsdiskussion (moderiert von Frau Gause, 
ZDF) und eine Posterführung, bei der ver-
schiedene Arbeiten vorwiegend zu Möglich-
keiten zur Erhöhung der Impfraten vorge-
stellt wurden.

Über die Saalmikrofone leisteten wir fast 
nach jedem Vortrag unsere Beiträge, indem 
wir sachlich, mit Bezug auf bekannte Quel-
len aus der Literatur, aufzeigten, daß der be-
hauptete Nutzen der Impfungen nicht be-
steht, daß zu deren Sicherheit weltweit man-
gels geeigneter Erfassungssysteme keine 
nützlichen Aussagen gemacht werden kön-
nen, und sich ohne Nutzennachweis die 
Frage gar nicht stellt, ob mögliche Kompli-
kationen nach Krankheiten oder Impfun-
gen schlimmer oder häufiger sind. Das ver-
banden wir mit Hinweisen auf unsere Ver-
fassung, die u. a. das Recht auf uneinge-
schränkte Information aus allgemein zu-
gänglichen Quellen vorsieht, und in der kein 
Platz für Zensur ist. Dies gilt auch für Imp-
fungen, und auch die Wissenschaft ist der 
Treue zur Verfassung verpflichtet. „Medizi-
nische Forschung und Dienste sind fehlgelei-
tet … weil wir von falschen Annahmen über 
die Grundlage menschlicher Gesundheit aus-
gehen“, so war im Bundesgesundheitsblatt 
8/2001 zu lesen, das von den deutschen Ge-
sundheitsbehörden selbst herausgegeben 
wird. Spätestens seit diesem Zeitpunkt war 
klar, daß Impfungen kein Lösungsweg sind, 
wenn es um die Erreichung von Gesund-
heit der Bürger geht. Nachfolgend einige 

Beispiele, wie wir die uns gebotene Chance 
nutzten, nämlich mit den „Impfbefürwor-
tern“ in den Dialog zu treten. Als Publikum 
waren unter den ca. 400 Anwesenden vor-
wiegend Kinderärzte und Vertreter des öf-
fentlichen Gesundheitsdienstes, mit de-
nen in den Pausen auch ein reger Austausch 
möglich war. Außerdem hatten die Impf-
stoffhersteller Informationsstände, an denen 
wir rege Gespräche auch schon vor Veran-
staltungsbeginn führten, Dabei war deutlich 
erkennbar, daß jeder Hersteller nur an „sei-
nen“ Markt denkt, diese also nicht geschlos-
sen auftreten.

Frau Reiter vom Robert Koch-Institut 
(RKI) sprach über „Impfkritische Gruppie-
rungen in Deutschland“. Libertas & Sani-
tas e.V. stand für sie ganz oben auf ihrer Li-
ste der Impfgegner, weil wir den Nutzen al-
ler Impfungen infrage stellen. Ich dankte ihr 
für die große Aufmerksamkeit, die sie uns 
widmet. Ihrem Versuch, uns als Impfgeg-
ner in eine Ecke zu stellen, nahm ich ein-
fach dadurch die Luft raus, daß ich eröffnete, 
daß wir weder Impfgegner noch Impfkriti-
ker sind, sondern nur zu jeder Aussage über 
Wirksamkeit und Sicherheit von Impfungen 
einen Beweis fordern – eine völlig selbstver-
ständliche Forderung in der Wissenschaft. 
Auch empfahl ich ihr, selbst bei Internetre-
cherchen doch zunächst mit den Menschen 
zu sprechen, über die sie berichtet. Das ver-
hindert Fehler, wie beim Schutzverband für 
Impfgeschädigte geschehen. Denn sie be-
zeichnete auch diesen als Verein von Impf-
gegnern. Der Schutzverband stellt sich je-
doch nur der Aufgabe, die Interessen seiner 
Mitglieder gegenüber den staatlichen Be-
hörden durchzusetzen. Es geht ihm um die 
Anerkennung von Impfschäden und Lei-
stung von Entschädigung; auch dies eigent-
lich eine Selbstverständlichkeit, da darauf 
ein gesetzlicher Anspruch besteht. Da aber 
es keine Impfschäden gibt (oder spitz formu-
liert: „geben darf“), benötigen Geschädigte 
zum Teil mehrere Jahrzehnte, bis ein Impf-
schaden akzeptiert wird.

Die 1. Internationale Impfkonferenz – ein Meilenstein im Dialog

Jürgen Fridrich
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Impfung gegen Gebärmutterhalskrebs
Was hat es mit dieser Impfung auf sich?

Interessant war der Festvortrag von Grad-
mann aus Oslo. Er warnte davor, mit Imp-
fungen dieselben Fehler zu machen, wie mit 
den Antibiotika. Außerdem präsentierte er 
eine Grafik über die Tuberkulose von Mc
Keown aus England, die auch zu unserem 
Vortragsrepertoire gehört. Sie zeigt, daß der 
Rückgang der Todesfallzahlen nichts mit der 
Impfung zu tun hat und ist in oben genann-
tem Bundesgesundheitsblatt enthalten.

Den Epidemiologie-Experten Krause vom 
RKI konfrontierten wir mit den Daten des 
Statistischen Bundesamtes über melde-
pflichtige Krankheiten und Todesursachen. 
Er bat uns, ihm unsere „umfangreichen Da-
ten“ zur Verfügung zu stellen. Dazu erklär-
ten wir uns bereit, wiesen ihn jedoch darauf 
hin, daß er diese sich ja selbst vom Bundes-
amt aus dem Internet abrufen könnte. Es ist 
Realität, daß dort zwar Millionen von Zah-
len „lagern“, die deutschen Gesundheitsbe-
hörden diese aber nicht nutzen – und des-
halb von falschen Annahmen ausgehen müs-
sen!

Dittmann, WHO-Vertreter für Europa, 
sieht für eine Impfpflicht keinen Platz, und 
bedauerte(!), wie hier mit uns auf der Kon-
ferenz umgegangen wird. In den USA sei es 
normal, sich zusammenzusetzen und zu dis-
kutieren. Daß zur Sicherheit von Impfstof-
fen noch viel zu tun sei, konnte er nur bestä-
tigen, nachdem ich seine Veröffentlichung 
aus dem Bundesgesundheitsblatt 4/2002 zi-
tierte: zu 2/3 aller Folgen nach Kinderimp-
fungen gibt es keine Untersuchungen, die 
diese als Ursache ausschließen. Und nur 5 % 
der Folgen kommen zur Meldung.

Frau Oppermann (Ständige Impfkommis-
sion ST1KO) stellte ich, nachdem ich sie 
für die sorgfältigere Arbeit in den östlichen 
Bundesländern (Meldepflicht, Impfstatus 
Erkrankter) die Frage, ob sie sich vorstellen 
könnte, einen „Laien“ in die STIKO aufzu-
nehmen – ich teilte ihr mit, daß ich dabei an 
mich dächte – und sie antwortete, daß man 
darüber sprechen könnte.

Pfleiderer vom Paul-Ehrlich-Institut stell-
ten wir die Frage, wie er bei der HPV-Imp-
fung (Gebärmutterhalskrebs) von Sicherheit 
sprechen kann, wenn in den Studien das Pla-
cebo adjuvanshaltig war, statt eine einfache 
Kochsalzlösung: denn damit ist ja nur ge-
zeigt worden, daß der adjuvanshaltige Impf-
stoff bei den Nebenwirkungen mit dem Ad-
juvans ohne virusähnliche Partikel vergleich-

bar, aber nicht, daß der Impfstoff sicher ist. 
Als Antwort fiel ihm nur ein, daß nicht defi-
niert sei, was ein Placebo ist!

Antes (STIKO), Cochrane Freiburg, ging 
kritisch(!) mit den STIKO-Kollegen und den 
Zuhörern um: „Manches, was ich sage, wird 
ihnen nicht gefallen.“ Er bemängelte, daß es 
teilweise wenig gesichertes Wissen gibt, was 
Nutzen und Risiken betrifft.

Die englisch referierende Vertreterin der 
WHO Frau Martin fragte ich, was sie denn 
von den Veröffentlichungen der Gruppe um 
Aeby halte, die festgestellt hatte, daß man-
che Impfungen die Sterblichkeit von Klein-
kindern in Afrika erhöhten und Masern kei-
nen Einfluß auf die langfristige Sterblichkeit 
haben und daher selbst eine wirksame Imp-
fung nicht helfen würde, weil die Kinder we-
gen anderer Ursachen sterben. Ihr waren die 
Veröffentlichungen bekannt, aber die WHO 
hat beschlossen, mit Massenimpfungen die 
Masern auszurotten und danach müßte 
man an andere Maßnahmen denken (wahr-
scheinlich weitere Impfungen gegen andere 
Erreger).

Heininger (STIKO) fragte ich, ob es nicht 
angemessen ist, statt neue Erwartungen an 
Impfstoffe zu hegen, endlich aus der Vergan-
genheit zu lernen; etwa so, wie es der Fest-
redner uns mit dem Irrtum bei der Tuberku-
loseimpfung aufgezeigt habe. Dazu müssen 
wir nur die vorhandenen Meldedaten analy-
sieren.

Frau Ellsässer erinnerte ich an ihre eigene 
Veröffentlichung über einen Keuchhusten-
ausbruch in Brandenburg unter Grundschul-
kindern aus dem Jahre 2005: alle erkrankten 
waren vollständig geimpft und trotz dort be-
stehender Meldepflicht meldete kein einzi-
ger Arzt. Dadurch wurden auch die Gesund-
heitsbehörden an ihrer Arbeit gehindert, da 
sie erst Wochen nach dem Geschehen durch 
Labormeldungen informiert wurden – und 
nur, weil die tapferen Mütter mit ihren hu-
stenden Kindern immer wieder die Ärzte 
aufforderten, zu überprüfen, ob ihre Kinder 
nicht trotz der Impfungen Keuchhusten ha-
ben könnten; bis schließlich doch eine Dia-
gnostik begonnen wurde. Sie antwortete mir 
nicht direkt, sondern sagte: „Eine sehr kom-
petente Frage!“

Hallauer (Mecklenburg Vorpommern) 
stellte die Notwendigkeit heraus, auch die 
Risikokommunikation zu verbessern. Er 

verwies z. B. auf die Schäden durch die alte 
Keuchhustenimpfung und stellte sich damit 
gegen die Äußerungen, die der ehemalige 
STIKO-Vorsitzende Schmitt und der der-
zeitige Stellvertreter Heininger verbreiten, 
daß diese Impfung gar nicht die Ursache für 
Gehirnschädigungen gewesen sei.

Interessant wurde es auf andere Art noch-
mals, als Feil aus Hannover über die Ma-
sernelimination berichtete. Alles klappte 
aus seiner Sicht wunderbar, aber dann pas-
sierte im November 2008 das Schreckliche! 
Er zeigte Zeitungsausschnitte mit der Über-
schrift „Vorgehen der Gesundheitsbehörden 
rechtswidrig“. Das sei wie ein Schlag ins Ge-
sicht gewesen. Es sei bedenklich, daß Ge-
richte die Position von Impfunwilligen ein-
nehmen. Prompt meldete sich auch der Kin-
derarzt Terhardt zu Wort, der ihm zu-
stimmte und behauptete, das Infektions-
schutzgesetz sei auf Seiten der Impfenden 
und müßte konsequent angewandt werden.  
Ich informierte dann die Anwesenden, daß 
ich bei dem Prozeß als privater Sachverstän-
diger der Mutter des von der Schule ausge-
schlossenen Kindes mitgewirkt habe (in der 
Umgebung waren Masern aufgetreten und 
die Behörden hatten die ungeimpften Kin-
der nicht mehr in die Schule gelassen, wenn 
diese nicht die angebotene Impfung beka-
men). Sie wurden darauf hingewiesen, daß 
ein nach den Gesetzen unseres demokrati-
schen Landes urteilendes Gericht gar nicht 
anders urteilen konnte! Und daß jedes Ge-
richt, das von unseren Unterlagen zum feh-
lenden Nutzen der Impfungen auch bei an-
deren Prozessen (z. B. Sorgerecht, Verdacht 
auf Impfschaden) Kenntnis erhält, nicht für 
die Vertreter des Impfens sprechen könne.

Nassauer (RKI) widmete sich dem As-
pekt, Jugendliche möglichst früh ohne Ein-
willigung der Eltern impfen zu können (in 
Deutschland gilt ein „normal entwickelter“ 
Jugendlicher mit 16 Jahren bei Impfungen 
als selbst entscheidungsfähig und es gibt Be-
strebungen, dies schon mit 14 Jahren zu er-
möglichen). Wir wiesen ihn deutlich dar-
auf hin, daß Jugendliche wie Erwachsene ju-
ristisch einer Impfung nur zugestimmt ha-
ben, wenn sie auch vollständig über die Ri-
siken informiert worden sind; und daß wir es 
für einen zweifelhaften Weg halten, auf diese 
Weise das Vertrauensverhältnis in den Fami-
lien zu belasten. Er forderte die Ärzte dring-
lich auf, konsequent nach den Empfehlun-
gen des RKI aufzuklären, was regelmäßig 
nicht geschieht.
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Wahle, der über Seniorenimpfprogramme 
sprach, konfrontierten wir mit zwei Veröf-
fentlichungen des RKI, die belegten, daß die 
Influenzagrippeimpfung weder vor der Er-
krankung noch vor deren schwerem Ver-
lauf schützt; und daß es doch unsinnig sei, 
zu hoffen, daß sich das durch „mehr impfen“ 
ändert. Er sei wütend, daß die Hersteller kei-
nen besseren Impfstoff anbieten können.

Knuf empfahl zu Impfungen in der Schwan-
gerschaft, die Finger davon zu lassen, weil 
die Datenlage sehr dünn sei; stattdessen 
sollte man vorher schauen, daß die notwen-
digen Impfungen gegeben werden, Konfron-
tiert mit dem Hinweis, daß 50 bis 80 % aller 
gegen Röteln Geimpften trotzdem erkrank-
ten, sagte er, man müsse den Schwangeren 
raten, grundsätzlich Risiken zu meiden, un-
abhängig davon, ob sie bzw. Menschen in ih-
rer Umgebung geimpft sind.

Sonnenburg, der über Reiseimpfungen 
sprach, sieht nur bei der Hepatitis A eine po-
sitive Nutzen-Risikobilanz für den Normal-
reisenden.

In den Schlußworten fanden sowohl Zepp 
(STIKO) als auch Staatssekretär Haber-
mann anerkennende Worte für die Inhalte 
und auch die sachlich-konstruktive Art un-
serer Beiträge. Es soll zukünftig ein wirkli-
cher Dialog z. B. in Workshops stattfinden. 
In vielen Pausengesprächen erfuhren wir, 
daß die Ärzte davon ausgingen, daß die von 
der STIKO und den Landesgesundheitsbe-
hörden fundierte Empfehlungen ausspre-
chen. Und manche der Ärzte sagten, daß sie 
ihre Arbeit verantworten wollen, und des-
halb unsere Informationen sehr wichtig 
sind. Ein Versuch der Zusammenarbeit zur 
Gestaltung objektiver Beiträge zu Impfun-
gen ist zwischenzeitlich im Gange. Zu ge-
gebener Zeit werden wir darüber berichten. 
Mit dieser Veranstaltung wurde erstmals die 
breite, Impfungen befürwortende Fachwelt 
mit sachlichen Argumenten erreicht, die für 
einen verantwortungsbewußten Umgang 
auch mit Impfungen unverzichtbar sind. 
Niemand kann jetzt sagen, er habe es nicht 
gewußt. Damit ist eine wesentliche Grund-
lage erreicht, um das Dogma des Segens der 
Impfungen zu überwinden, auch für die Be-
schreitung des Klageweges.

Jürgen Fridrich
Lindenstraße 41
56290 Sevenich/Deutschland
Tel. (00 49) 0 67 62/85 56, Fax 0 67 62/96 06 48

Im Namen des Volkes (7 A 3697/07). Ur-
teil des Verwaltungsgerichts Hannover: 
„Es wird festgestellt, daß das ausgespro-
chene Schulbetretungsverbot rechtswid-
rig war!“

Am 23. Oktober 2008 fand in Deutschland 
erstmals eine Gerichtsverhandlung statt, 
weil eine Mutter gegen den Schulausschluß 
ihres Kindes wegen fehlender Masernimp-
fung geklagt hatte und Wiederholungsgefahr 
bei erneutem Auftreten von Krankheiten be-
steht, gegen die geimpft werden kann.

Im Juni 2007 waren in der Region Hanno-
ver Masernerkrankungen aufgetreten, u. a. 
auch an der unmittelbar der Schule, die das 
nicht geimpfte Kind besucht, benachbarten 
Schule. Um das Maserngeschehen zu be-
grenzen und eine weitere Ausbreitung zu 
verhindern, ergriff die Gesundheitsbehörde 
– nach Prüfung des Impfstatus der Schüler 
und Lehrer und dem Angebot einer soforti-
gen Masernimpfung – Maßnahmen, bei der 
sie sich auf die Inhalte des Infektionsschutz-
gesetzes (IfSG) stützte. Dort ist u. a. defi-
niert, wann ein Mensch im Sinne des Ge-
setzes krank, krankheits- oder ansteckungs-
verdächtig ist. Zahlreiche Eltern ließen ihre 
nicht oder nur einmal gegen Masern geimpf-
ten Kinder sofort impfen, sodaß diese wei-
terhin die Schule besuchen durften. Gegen 
insgesamt neun Kinder, die ungeimpft blie-
ben, verhängte die Gesundheitsbehörde ein 
Schulbetretungsverbot.

Nur vier Tage vor der Verhandlung stieß die 
Mutter, die selbst Juristin ist, auf das Impfsor-
gentelefon des Vereins Libertas & Sanitas e.V. 
und bat um Unterstützung. Anhand des IfSG 
und des Grundgesetzes fanden wir Gründe, 
das Vorgehen der Behörde als rechtswidrig 
zu beschreiben; diese stellten wir vorab dem 
Gericht zur Verfügung. Gleichzeitig reich-
ten wir auch Unterlagen ein, mit denen wir 
den nicht vorhandenen Nutzen der Masern-
impfung zur Verhinderung von Masernhäu-
fungen („Ausbrüchen“) dar- und Impfungen 
grundsätzlich in Frage stellten.

Zur Verhandlung fuhr Jürgen Fridrich 
dann ans Verwaltungsgericht Hannover und 
nahm als privater Sachverständiger teil. Da 
es erstmals einen solchen Prozeß gab, war 
gute Resonanz der Medien festzustellen. 
Vertreter von Radio, TV und mehreren Ta-
geszeitungen (auch die BILD!) waren wäh-
rend der Verhandlung (die fast zwei Stunden 
dauerte) anwesend und warteten gespannt 
auf das Urteil, das nach weiterer, fast einstün-
diger Beratung des Gerichts erfolgte. Schon 
zu Beginn der Verhandlung wies der Vorsit-
zende Richter daraufhin, daß es heute nicht 
darum ging, zu klären, ob Impfen grundsätz-
lich sinnvoll sei; sondern, ob der Schulaus-
schluß rechtswidrig war oder nicht. Weil die 
Kläger jedoch viel Grundlagenmaterial zur 
Begründung ihrer Klage zur Verfügung stell-
ten und es bisher keinen vergleichbaren Pro-
zeß gegeben hat, haben die Richter diese In-
halte auch über das Internet überprüft. Da 
ganz offensichtlich sei, daß Grundsatzfragen 
zum Impfen ungeklärt sind, schlug das Ge-
richt vor, unabhängig vom Ausgang der Ver-
handlung, Berufung zuzulassen, um diese 
Fragen vor einem höheren Gericht verhan-
deln zu lassen.

Wesentlich für die Entscheidung des Ge-
richts war, daß die Argumentation der kla-
genden Mutter logisch nachvollziehbar war, 
während das für die der beklagten Behörde 
rechtlich und medizinisch nicht durchgän-
gig möglich war. Auch waren die Richter 
überrascht, daß deren medizinischer Ver-
treter alle unsere Quellen (die der Behörde 
vorab vom Gericht zur Verfügung gestellt 
worden waren) als ihm unbekannt bezeich-
nete. 

Ausschlaggebend war, daß die Behörden 
den Ansteckungsverdacht nicht festgestellt 
hatten und das Gesetz nur beim Auftreten 
von Masern in einer Wohngemeinschaft, 
nicht aber in einer Gemeinschaftseinrich-
tung vom Ansteckungsverdacht „automa-
tisch“ ausgeht. Hier sei unsererseits ange-
merkt, daß im IfSG auch nichts davon steht, 
daß ein nicht Geimpfter ansteckungsver-

Schulbetretungsverbot wegen fehlender 
Masernimpfung?

Jürgen Fridrich
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Nachruf auf Dr. med. Gerhard Buchwald

dächtig wäre und ein Geimpfter nicht; das 
ist vielmehr die übliche Auslegung der Ge-
sundheitsbehörden, daß ein Geimpfter ja ge-
schützt und ein nicht Geimpfter (fast sicher) 
angesteckt wird.

Die bloße Weigerung, sich (gegen Masern) 
impfen zu lassen, begründet deshalb allein 
noch keinen Ansteckungsverdacht, führte 
das Gericht aus, ein solcher muß vielmehr 
von der Behörde im Einzelfall festgestellt 
werden. Nach seiner Ansicht kann nicht 
jede noch so fern liegende Möglichkeit ei-
nes Kontakts ausreichen, um eine Schutz-
maßnahme wie ein Schulbetretungsverbot 
zu rechtfertigen. Das würde dem im Grund-
gesetz verankerten Gebot, die Verhältnismä-
ßigkeit zu wahren, widersprechen.

Nur wenn konkrete Tatsachen vorliegen, 
daß eine Person Krankheitserreger aufge-
nommen hat, kann einer Person untersagt 
werden, eine Gemeinschaftseinrichtung zu 
betreten. Hier kommt zum Ausdruck, daß 
keine willkürlichen Entscheidungen getrof-
fen werden sollen. Die Richter bemängel-
ten in der Verhandlung diesbezüglich auch, 
daß ungeimpfte Lehrer nicht ausgeschlos-
sen worden waren, und so bei den Eltern 
der Eindruck entstehen mußte, daß die Be-
hörde willkürlich gegen die Eltern von nicht 
geimpften Kindern vorging. Die Behörde 
konnte so auch nicht nachvollziehbar dar-
stellen, alles getan zu haben, um das Masern-

geschehen zu kontrollieren. Es sei nicht Auf-
gabe der Gesundheitsbehörde, durch Belas-
sen ansteckungsverdächtiger Lehrer in der 
Schule den Unterricht aufrecht zu halten. 
Das Urteil, das das Vorgehen der Behörde in 
diesem konkreten Fall als rechtswidrig fest-
stellte, bedeutet also nicht, daß deshalb je-
der Schulausschluß unzulässig wäre. Doch 
es zeigte sich, daß es sinnvoll ist, bei allen 
Gerichtsverhandlungen, die mit Impfungen 
im Zusammenhang stehen (z. B. auch Impf-
schadensverdacht, Sorgerecht, Strafrecht), 
mit sachlichen Tatsachen zu argumentieren. 
Besonders ist stets der Gedanke des nicht 
vorhandenen Nutzens zu belegen, weil so die 
Gerichte sich mit ungeklärten Grundsatzfra-
gen beim Impfen zu befassen beginnen.

Die Verhandlung erregte dann dank der Ver-
öff entlichungen in den Medien viel Auf-
merksamkeit („Schüler gewinnt Klage, Schü-
ler gewinnt Masern-Prozess“). Schon im 
März 2009 auf der 1. Nationalen Impfkon-
ferenz in Mainz zeigte sich die Wirkung auf 
die „Impfexperten“. Ein Referent der hanno-
verschen Gesundheitsbehörden schilderte 
die Erfolge der Impfaufklärung und die da-
mit verbundenen gesteigerten Impfraten. 
„Aber dann kam der Rückschlag!“ – er prä-
sentierte die Zeitungsberichte („Schulver-
bot war rechtswidrig“), leider (oder: wie zu 
erwarten?) machte sich kurz die Stimmung 
breit, daß jetzt schon Richter sich der Argu-
mente der „Impfgegner“ annehmen. Da Jür-

Am 19. Juli 2009 verstarb Dr. Buchwald im 
hohen Alter von 89 Jahren. Der im thüringi-
schen Eisenberg als Sohn eines Kaufmannes 
Geborene wurde Arzt aus Berufung. 1948 
heiratete er die Ärztin Barbara KratZert, 
die ihm zwei Töchter und einen Sohn gebar. 
Durch die schwere körperliche und geistige 
Behinderung seines Sohnes in Folge einer 
Impfung wurde er zu einem der bedeutend-
sten Impfkritiker der Welt. Seine bekannte-
ste Veröff entlichung ist das Buch „Impfen – 

gen Fridrich anwesend war, konnte den 
ca. 400 Impff achleuten dargestellt werden, 
daß das Gericht aus rechtlichen Gründen 
nicht anders entscheiden konnte. Und daß 
das Vorgehen auch aus medizinischer Sicht 
bedenklich war.

Zur Zeit erfolgt der Austausch der Beru-
fungsargumente, und wir freuen uns, wenn 
am Oberverwaltungsgericht dann erneut 
verhandelt wird, ob die Behörde so handeln 
durfte. Genauso interessant wird es werden, 
wie dann die Grundsatzfragen zum Nutzen 
der Impfungen beraten werden, die u. a. auch 
wieder die Grundrechte betreff en.

Wenn Sie Schwierigkeiten mit dem Kin-
dergarten, der Schule oder dem Arbeit-
geber haben, dann achten Sie darauf, 
daß Sie sachlich mit Tatsachen argu-
mentieren. Dies gilt auch bei der Klage 
vor Gericht, wie dieser Fall eindrucks-
voll zeigt.
Falls Sie von Menschen erfahren, die 
sich gegen widerrechtliche Entschei-
dungen wehren und insbesondere den 
Klageweg im Zusammenhang mit Imp-
fungen beschreiten wollen, weisen Sie 
diese unbedingt auf unsere Arbeit hin.

Jürgen Fridrich
Lindenstraße 41
56290 Sevenich/Deutschland
Tel. (00 49) 0 67 62/85 56, Fax 0 67 62/96 06 48

Dr. med. Gerhard Buchwald und seine Gattin 
Barbara Buchwald als Ehrenmitglieder des 

Vereins Libertas & Sanitas e.V. auf der 
3. Impfkritikerkonferenz in Gersthofen 2003

das Geschäft mit der Angst“, für das er über 
Jahrzehnte hinweg alle wichtigen Meldun-
gen, Hinweise und Abhandlungen über In-
fektionskrankheiten, Impfungen und Impf-
schäden sammelte. Trotz vieler Anfeindun-
gen von Kollegen wurde er nicht müde, auf 
die Gefahren von Impfungen hinzuweisen. 
Dr. Buchwald reiste um die ganze Welt, 
um über die Nutzlosigkeit von Impfungen 
zu berichten getreu seinem Motto: „Imp-
fen schützt nicht! Impfen nützt nicht! Impfen 

schadet!“ Wir bedanken uns bei diesem ge-
radlinigen und bescheidenen Arzt von gan-
zem Herzen.

„Die Nach- und Querdenker sind es, die 
uns weiterbringen. Nicht die unendli-
che Schar derjenigen, die sich aus dem 
engen Hohlweg ihrer Fachgebiete nicht 
lösen können.“  (Aus: „Impfen – 

das Geschäft mit der Angst“)

Marianne Kräck
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